BE 
Geies-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Ne; RE 


(No. 2081.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14. März 1840., betreffend die Deklaration des 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer⸗Geſetzes vom 30. Mai 1820. 


Aiß Ihren Antrag vom 27. v. M. beſtimme Ich zur Beſeitigung des Zwei⸗ 
fels über die Anwendung der $$. 14 und 15. des Geſetzes vom 30. Mai 1820., 
wegen Entrichtung der Mahl- und Schlachtſteuer, daß das aus Kartoffeln be⸗ 
reitete Mehl beim Eingange in mahlſteuerpflichtige Staͤdte und deren halbmeili⸗ 
gen Bezirk, derſelben Steuer unterliegt, die fuͤr das aus Waitzen bereitete Mehl 
geſetzlich zu entrichten iſt. Dieſe Deklaration iſt durch die Geſetzſammlung be⸗ 
kannt zu machen. 
Berlin, den 14. Maͤrz 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Finanzminiſter, Grafen v. Alvensleben. 


Jahrgang 1820. (No. 20812082.) Q (No. 2082.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 30. April 1840.) 
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No. 2082.) Verordnung über das Rechtsmittel . Reftitution. gegen Purifikations-Reſolu⸗ 
4 5377. No , tionen. Vom 28. März 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 


verordnen zur Ergaͤnzung der Dorſchriten der Allgemeinen 8 
uͤber das Rechtsmittel der Reſtitution auf den Antrag Unſeres Staatsminiſte⸗ 
riums und nach erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths 
ernannten Kommiſſion, was folgt: 

§. 1. 

Das Rechtsmittel der Reſtitution findet auch gegen Purifikations⸗Reſo⸗ 
lutionen ftatt, welche wegen Ausbleibens in dem Termin zur Ableiſtung eines 
rechtskraͤftig erkannten Eides in contumaciam abgefaßt worden ſind. 

§. 2. 

Das Reſtitutionsgeſuch muß innerhalb zehn Tage, von der Zustellung 
der Purifikations⸗Reſolution an gerechnet (. 5 bis 7. der Verordnung vom 
5. Mai 1838., Geſetzſammlung Seite 273.), angebracht werden. Zur Begruͤn⸗ 
dung des Geſuchs gehoͤrt weſentlich: 

1) das Erbieten zur Ableiſtung des Eides, 
und 
2) die Angabe der Urſachen, durch welche das Erſcheinen in dem anberaumt 
geweſenen Termine verhindert worden iſt, ſo wie der Beſcheinigungsmit⸗ 

tel hieruͤber nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 

Titel 14. $. 71. Nr. 1., oder eine Beſcheinigung der Einwilligung des 

Gegentheils in die Zulaſſung zu der Reſtitution. 

$. 3. 

Wird das Geſuch begruͤndet gefunden, ſo ſetzt das Gericht, unter Mit⸗ 
theilung des Geſuchs an den Gegentheil, einen neuen Termin zur Ableiſtung 
des Eides an. Eine Verlegung dieſes Termins iſt nur in dem im $. 16. Ti⸗ 
tel 27. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung bezeichneten Falle zuläffig. 


9 

Wird in dem Termin ($. 3.) der Eid geleiſtet, fo ſpricht das Gericht, 
mit Aufhebung der Kontumazial-Reſolution, die fuͤr den Fall der Eidesleiſtung 
erkannte Folge durch einen Beſcheid aus; die Koſten des früher zur Eideslei⸗ 
ſtung anberaumt geweſenen Termins und der Kontumazial-Reſolution fallen aber 

dem Imploranten zur Laft. 5 

3 N 

Bleibt die Partei, welche ſchwoͤren ſoll, auch in dieſem Termine aus, 
oder leiſtet ſie den Eid nicht, ſe iſt durch einen Beſcheid die Zuruͤckweiſung des 
Re⸗ 


er u > 


Reſtitutionsgeſuchs und die Aufrechthaltung der in contumaciam ergangenen Puri⸗ 
fikations⸗Reſolution auszusprechen. Ein ferneres Reſtitutionsgeſuch findet nicht ftatt. 


6. 

g Die Abfaſſung der Purifikations⸗Reſolutionen, fo wie der Beſcheide über 
die Reſtitution dagegen ſteht in allen Faͤllen dem Gerichte zu, welches in der 
erſten Inſtanz erkannt hat. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. Maͤrz 1840. fi 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2083.) Verordnung, betreffend die Befugniß des Benefizial-Erben. Vom 28. März 1840. 2-49 = er 
N — 3 wu n. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von + — 
Preußen ꝛc. ꝛc. i Te: | 
Da die beſtehenden Vorſchriften über die Beſchraͤnkung der Dispofitions Ber ee, eee 7 
fugniß eines Beneſizial⸗Erben in Bezug auf die zum Nachlaß gehörigen Grund⸗ 
ſtuͤcke dem Erben zu großer Belaͤſtigung gereichen, ohne jedoch den Erbſchafts⸗ 
Glaͤubigern entſprechende Vortheile zu gewaͤhren, ſo verordnen Wir fuͤr diejeni⸗ 
gen Provinzen Unſerer Monarchie, in welchen das Allgemeine Landrecht und die 
Allgemeine Gerichtsordnung Kraft haben, auf den Antrag Unſeres Staats- 
Miniſteriums und nach erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des 
Staatsraths ernannten Kommiſſion, was folgt: 


F. 1. 

Dem Benefizial-Erben wird die Befugniß beigelegt, fo fern er ſich der 
Verwaltung des Nachlaſſes nicht begeben hat, und ihm auch nicht auf den An— 
trag der Glaͤubiger oder Legatarien vom Richter Schranken geſetzt worden ſind, 
uͤber die zum Nachlaß gehoͤrigen Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten ebenſo, wie 
uͤber die beweglichen Sachen, zu N 


2 
Bei der Berichtigung des Beſitztitels für einen Erben ſoll die Einſchraͤn⸗ 
kung, daß er nur als Benefizial-Erbe beſitze, in das Hypothekenbuch nicht 
ferner eingetragen werden. 
(Jo. 2082-2083.) Q2 2 F. 3. 
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958 
Die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil J. Titel 9. K. 447 451. 
und der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Theil I. Titel 50. $. 280. werden auf⸗ 
gehoben. Jede auf Grund derſelben bereits eingetragene Einſchraͤnkung eines 
Denefizial-Erben iſt nach Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage der Pu⸗ 
blikation dieſer Verordnung an gerechnet, von Amtswegen zu loͤſchen, wenn 
nicht bis dahin ein Erbſchaftsglaͤubiger bei dem Hypotheken-Richter ſich meldet 
und nachweiſt, daß er ſchon vor Publikation dieſer Verordnung innerhalb Jah⸗ 
resfriſt ſeit Eröffnung der Erbſchaft feinen Anſpruch im Rechtswege geltend ge⸗ 
macht hat. 
$. A. 


Die Beſtimmung der Verordnung über den Subhaſtations- und Kauf⸗ 
gelder⸗Liquidations Prozeß vom 4. März 1834. $. 2. Nr. 2. wird dahin er⸗ 
weitert, 

daß die nothwendige Subhaſtation zum Nachlaß gehoͤriger Grundſtuͤcke 

und Gerechtigkeiten auf den Antrag eines jeden Benefizial-Erben mit 

voller Wirkung ſtattfindet. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. Maͤrz 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Müffling. v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2084.) 
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(No. 2084.) Miniſterial⸗Erklärung, bezüglich auf die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und 
a der Königlich Bayerſchen Regierung beſtehende Konvention, wegen wechſel— 


feitiger Uebernahme der Ausgewieſenen. Vom 10 Ae 1840. 


Zu Beſeitigung derjenigen Zweifel und Mißverftändniffe, welche ſich ſeither 
über die Beſtimmungen des $. 2. a. und c. der zwiſchen der Koͤniglich Preu⸗ 


ßiſchen und der Koͤniglich Bayerſchen Regierung beſtehenden Konvention wegen 


wechſelſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen vom 85 Jun 1818., namentlich 


a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit 
die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen eingetretenen 
Veraͤnderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der unſelbſtſtaͤndigen Kinder 
derſelben von Einfluß ſeyen? 


ſowie 
b) über die Beſchaffenheit des, $. 2. c. der Konvention erwähnten zehn: 
jaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 

ergeben haben, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem in der 
Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas ändern zu wollen, daß die Unter: 
thanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung 
des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig 
und bis auf Weiteres, nachftehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung gelan— 
gen zu laſſen und zwar, 


zu a. 

1) daß unſelbſtſtaͤndige Kinder ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an 
und fuͤr ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines beſonders 
begruͤndeten Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen Staatsangehoͤrig⸗ 
keit theilhaftig werden, welche die Eltern waͤhrend der Unſelbſtſtaͤndig⸗ 
keit ihrer Kinder erwerben, 


ingleichen 
2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit 
unſelbſtſtaͤndiger ehelicher Kinder diejenigen Veraͤnderungen nicht 
aͤußern koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters derſelben in 
der Staatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, indem viel— 
mehr uͤber die Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤndiger Kinder 
lediglich die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und Veraͤnderungen 
in deren Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung ihrer vormund— 
ſchaftlichen Behoͤrde eintreten koͤnnen. f 
(No. 2084.) 3) Als 


3) Als unſelbſtſtaͤndig find jene Kinder anzuſehen, welche das 25fte Lebens⸗ 
jahr noch nicht zuruͤckgelegt, oder nicht ſchon fruͤher fuͤr ſich ſelbſt ein 
eigenes Heimathsrecht erworben haben. 

Naͤchſtdem foll 
zu b. 
die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme eines In⸗ 
dividuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend einem Grunde 
laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Faͤllen des F. 2. c. der Kon⸗ 
vention eintreten: 


1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er ausgewie⸗ 
ſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine eigne Wirth⸗ 
ſchaft gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung des Begriffs von 
Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch dann ſchon eintrete, 
wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf eine andere Art, als im 
herrſchaftlichen Geſindedienſte Bekoͤſtigung verſchafft hat; 


oder 
2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤbernehmen 
ſoll, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne Unter⸗ 
brechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung eines Do⸗ 
mizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe nicht weiter an⸗ 
kommen ſoll. 
Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤberein⸗ 
gekommen: 
Können die reſp. Behörden über die Verpflichtung des Staats, dem die 
Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vorſtehend auf- 
geſtellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der daruͤber ſtatt⸗ 
findenden Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige Diffe⸗ 
renz derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen; ſo 
wollen beide Theile den Streitfall zur kompromiſſariſchen Entſcheidung 
eines ſolchen dritten Deutſchen Bundesſtaates ſtellen, welcher ſich mit beiden 
kontrahirenden Theilen wegen gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen 
in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen befindet. 
= Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erfuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile überlaſſen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen je⸗ 
desmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regierung 
eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt einzuſenden. 

Bis 


= Mm := 
Bis die fehiedsrihterlihe Entſcheidung erfolgt, gegen deren In⸗ 
halt von keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat derjenige 
Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Gebiete 
zu behalten. 
Berlin, den 16. Maͤrz 1840. 


(. S.) 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


Vi. beende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung des Koͤniglich Bayerſchen Miniſteriums des Koͤniglichen Hauſes und 
des Aeußern vom 26. Maͤrz d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 10. April 1840. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
N Sch. v. Werther. 


(No. 20842088.) (No. 2085.) 
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(No. 2085.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 12. April 1840., betreffend die Modifikation 


20 8:0.0. 7939 des $. 1. der Verordnung vom 17. März 1839., wegen des Verkehrs auf 
eu, den Kunſtſtraßen. N 


U. in Anſehung des, in der Verordnung vom 17. März v. J. F. 1. für 
alles gewerbsmaͤßig betriebene Frachtfuhrwerk beim Befahren der Kunſtſtraßen 
vorgeſchriebenen, Erforderniſſes einer Radfelgenbreite von mindeſtens Vier 
Zoll, ſoweit es mit dem Zwecke vereinbar iſt, eine Erleichterung eintreten zu 
laſſen, wie ſolche nach Ihrem Berichte vom 31. v. M. namentlich für die von 
den Gewerbtreibenden mit eigenen Fuhrwerken betriebenen, mit ihrem Gewerbe 
in Verbindung ſtehenden Laſtfuhren, und fuͤr die von den Landwirthen und 
Ackerbuͤrgern mit ihren Wirthſchafts-Geſpannen unternommenen Lohnfuhren in 
mehreren Faͤllen ſich als wuͤnſchenswerth ergeben hat, will Ich die Vorſchrift 
des $. 1. der obigen Verordnung dahin beſchraͤnken, daß das Erforderniß einer 
Radfelgenbreite von mindeſtens Vier Zoll, ſowohl für die ebengedachten Fuhr⸗ 
werke, als fuͤr das ſonſtige gewerbsmaͤßig betriebene Frachtfuhrwerk, nicht 
unbedingt, ſondern nur dann Statt finden ſoll, wenn die Ladung bei vier⸗ 
raͤdrigem Fuhrwerke mehr als zwanzig Centner, bei zweiraͤdrigem Fuhrwerke 
mehr als zehn Centner betraͤgt. — Sie haben dieſe Beſtimmung durch die 
Geſetzſammlung und durch die Amts- und Intelligenzblaͤtter bekannt zu machen. 
Berlin, den 12. April 1840. 


Friedrich Wilhel m. 


An den Staats⸗ und Finanz⸗Miniſter Grafen v. Alvensleben. 


